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Unwürdige Zustände in Dachau
In aller Welt ist der Name dieses ersten 

Konzentrationslagers der Nationalsozia­
listen zum Inbegriff des vergangenen 
Terrorregimes geworden. Am 29. April 
1945 wurde es von amerikanischen Solda­
ten aufgelöst. Hunderttausende von Men­
schen, meist Ausländer, sind seither nach 
Dachau gepilgert, um die Reste der Stät­
ten des Grauens mit eigenen Augen 
zu sehen. . Was sie jedoch finden, ist 
nicht nur das zum Museum gewordene 
Krematorium. Es ist ein unwürdiges Bild, 
das sich jedem bietet, der heute nach 
Dachau kommt.

Gleich neben der Einfahrt präsentiert 
sich dem Besucher mit bunten Sonnen­
schirmen und Getränkereklame ein Wirts­
haus. Bis zum vorigen Jahr führte es noch 
den makabren Namen „Wirtshaus zum 
Krematorium". Jetzt stehen nur noch die 
"eitlen Pfähle da, die das Schild mit der 
Aufschrift trugen. Auf allzu laute Proteste 
hin mußte der Wirt es entfernen.

In dem Wirtshaus kann man nicht nur 
heiße Würstchen bekommen, sondern auch 
Hochglanzpostkarten mit Ansichten vom 
Verbrennungsofen, von der Galgentanne 
und dem Aschegrab, fünfzig Pfennig das 
Stück. Die meisten Besucher betreten 
freilich das Wirtshaus nicht und gehen 
angewidert vorüber. Sie begreifen einfach 
nicht, was hier vor sich geht, wenn sie aus 
der französischen Provence oder aus Flan­
dern kommen.

Aus dem KZ wurde ein Wohnlager
Die tiefere Ursache des Übels und des 

unwürdigen Zustands liegt wohl darin, 
daß gleich nach dem Zusammenbruch, als 
eine Million Flüchtlinge nach Bayern ka­
men, die vorhandenen Baracken für die 
Unterbringung der Heimatvertriebenen 
einfach unbesehen hergenommen werden 
mußten, auch wenn darin vorher unschul­
dige Menschen zu Tode gefoltert wurden.

Aus dem KZ-Dachau wurde so das 
Wohnlager Dachau-Ost. Man bewarf die 
Baracken von außen mit etwas Putz, man 
zog ein paar Zwischenwände ein. Und das 
ist bis heute so geblieben. Noch immer 
wohnen über 600 Menschen in den Barak- 
ken, zum größten Teil seit 1947 ununter­
brochen. Freilich sind auch sie inzwischen 
zu etwas Wohlstand gekommen. Auf den 
Baracken steht heute ein Wald von Fern­
sehantennen. Davor sind kleine Gärten 
angelegt. Und auch Autos bis zum Mittel­
klasseformat parken vor den Baracken. 
Die Miete aber ist niedrig, zwölf Mark 
für zwei Zimmer. Und so zeigen die letz­
ten Bewohner von Dachau geringe Nei­
gung, in feste aber teure Wohnungen um­
zuziehen.

Sie haben sich an die Nachbarschaft 
der Vergangenheit gewöhnt und keine 
Beziehung mehr dazu. Sie finden nichts 
dabei, wenn ihre Kinder auf dem Appell­
platz Fußball spielen, wo einst ausgemer­



gelte Häftlinge zu Tode geprügelt wurden. 
Ihnen schmeckt auch das Bier, das sie sich 
nach Feierabend in einem der beiden 
Barackenwirtshäuser — das andere führt 
den Namen „Heimatstüberl" — bestellen, 
während die Ausländer stumm und ehr­
fürchtig durch die gespenstisch anmutende 
Schau des KZ-Museums wandern.

Erst ein Viertel des ehemaligen KZ- 
Geländes, in^der Hauptsache das Krema­
torium und seine Umgebung, sind in eine 
würdevolle Gedenkstätte umgewandelt. 
Für den Rest ist es bis jetzt beim „guten 
Willen" geblieben. „Diese Baracke gehört 
zur KZ-Gedenkstätte, die in Kürze errich­
tet wird". So kann man es auf einer 
Tafel lesen, die vor einer der leeren Ba­
racken steht. Aber die Tafel ist schon 
längst verwittert. Und die Reste der 
Baracke spotten jeder Beschreibung. Ein­
geschlagen sind die Fenster, die Türen 
eingedrückt, die Leitungen aus den Wän­
den gerissen, die Wände selbst beschmiert, 
Schmutz und Unrat wohin man sieht.

Termin ist längst überfällig
Hausherr des Wohnlagers Dachau-Ost 

und damit des ehemaligen Konzentra­

tionslagers ist das bayerische Finanzmini­
sterium. Es hat schon lange die Absicht, 
die Baracken räumen und bis auf zwei, 
die zur Gedenkstätte werden sollen, dem 
Erdboden gleich zu machen. Dem Pächter 
der Gaststätten ist, wie dem Krämer und 
dem Drogisten, seit langem gekündigt. 
Der neueste „endgültige Termin" für die 
Räumung der letzten Baracke lautet jetzt 
auf Ende 1963. Aber seit Jahren werden 
immer wieder neue Termine genannt. 
Für jene, die das KZ-Dachau besuchen, 
ist der Termin längst überfällig. Und das 
sind nicht wenige.

Der Parkplatz neben der „Todesangst 
Chrdsti-Kapelle", die anläßlich des EuchÄ 
ristischen Weltkongresses 1960 einge- 
weiht wurde, war in den vergangenen 
Sommermonaten ständig überfüllt. Die 
Omnibusse, Autos und Motorräder aus 
allen europäischen Ländern. 35 000 Be­
sucher zählte man im Juli. Im August 
waren es nicht weniger. Erst in den 
Wintermonaten werden es weniger. Man­
cher, der bereit war zu vergeben und zu 
vergessen, empört sich aufs neue. Es wird 
höchste Zeit, daß sich die Zustände von 
Dachau ändern.

SPD-Pressedienst

os. Das zerbrochene Teutonenschwert
Das Urteil eines britischen Gerichtes 

in Sachen „Teutonenschwert", das den 
Zusammenbruch einer der größten Fäl­
schungen der deutschen Kommunisten 
nach dem 2. Weltkrieg brachte, läßt die 
Agitatoren in Pankow nicht ruhen. Neuer­
dings hausieren sie mit dem Argument, 
der deutsche General SPEIDEL müsse 
doch schuldig sein, weil er den britischen 
Filmverleih nicht auf Schadenersatz ver­
klagt habe, der diesen Film für England 
übernommen hatte.

Um noch einmal die Fakten zusammen­
zureihen, muß man ein paar Jahre zu­
rückgehen. Damals hatte die Fälschungs­
zentrale des SSD „Dokumente" fabriziert, 
um den Eindruck zu erwecken, der General 
SPEIDEL sei an der Ermordung des jugo­
slawischen Königs ALEXANDER und des 

französischen Außenministers BARTHOU 
beteiligt gewesen. Um diese Lüge glaub­
haft zu machen, hatte man sogar in den 
Studios der DEFA einen „Dokumentar­
film" darüber zurechtgestutzt, der mu« 
nebenbei für den Inlandgebrauch gedac® 
war: Synchronisationen für das Ausland, 
vor allem in englischer und französischer 
Sprache, wurden in alle Welt verschickt.

In England war es die Firma PLATO 
FILMS, die diesen Streifen unter dem 
Namen „Teutonenschwert" für den Ver­
trieb übernahm. Der General bekam hier 
die Chance die Verleumder zu stellen. 
Die Vorführung wurde unterbunden, und 
ein mit allen rechtlichen Aspekten ver­
sehenes Verfahren konnte in die Wege 
geleitet werden. In England macht man 
so etwas gründlich. 1958 lief der erste
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Prozeß an, er lief bis zur höchsten Appel­
lationsinstanz, dem britischen Oberhaus. 
Der General SPEIDEL siegte. Die Fäl­
schungen wurden entlarvt. Das letzte Ur­
teil wurde im Juni 1962 rechtskräftig.

Die englische Filmfirma mußte aner­
kennen und ausdrücklich bestätigen, daß 
die schweren Verleumdungen des Offiziers 
jeder Grundlage entbehren. Nach eng­
lischem Recht wäre für den General jetzt 
die Möglichkeit gekommen, eine hohe 
Wiedergutmachung zu verlangen. Für 
Ehrverletzungen muß der Verletzer dort 
große Summen bezahlen, die dem Kläger 
^ufallen. In dieser Hinsicht unterscheidet 
■ch englisches Recht von unserm Recht. 
General SPEIDEL verzichtete auf eine 
solche Wiedergutmachung und begnügte 
sich damit, daß die unterlegene Filmfirma 
die Prozeßkosten übernahm. Wahrschein­
lich hat der General gedacht, daß eine 
solche Geste dem deutsch-englischen Ver­
hältnis nützlicher sei als ein neuer Prozeß 
über die Entschädigung, überdies mag er 
gedacht haben, daß die Verleihfirma 
schließlich den Film nicht gemacht hatte, 
sondern vielleicht guten Glaubens auf das 
Geschäft mit den Herstellern eingegangen 
sei. Diese noble Geste machte sich indes 
nicht bezahlt. Die kommunistische Aus- 
lendspropaganda hat als letztes Argument 
zur Rettung des zerbrochenen Teutonen­
schwerts das „Argument" herausgebracht, 
der General fühle sich offenbar doch nicht 
unschuldig, sonst hätte er das Geld ge­
nommen. Tiefer geht’s nimmer. Und das 
Teutonenschwert wird davon nicht wieder 
heil.

OPPE
Die Ernennung des NVA-Generalober­

sten POPPE zum ostberliner Stadtkomman­
danten hat einen Mann ins Spiel um Berlin 
gebracht, der gefährlich werden kann — 
gefährlich nicht etwa aus Eigenmächtig­
keit, aus eigener Dynamik oder überra­
genden Fähigkeiten, sondern gefährlich 
als Werkzeug.

POPPEs Weg ist bei dieser Einschätzung 
von einigem Interesse. Dieser Weg führte 
ihn vom Pimpf in HITLERs Armee, über 
sowjetische Gefangenschaft und Umerzie­
hung hinein in die neue Armee, die Armee 

ULBRICHTS, in der er stürmische Karriere 
machte. Von frühester Jugend an hatte 
POPPE in Kategorien des absoluten Ka­
davergehorsams, der Kritiklosigkeit und 
der Befehlsausübung zu denken gelernt. 
Das Denken mußte er anderen überlassen, 
die „den größeren Kopf" haben. Dabei ist 
er ein Mann, der Energie, Tatkraft und 
Umsicht in seine Befehlserfüllung legt. 
Für jeden „Führer“ also das geeignete 
„Material" — einst für HITLER und heute 
für ULBRICHT. In ULBRICHTs Treiben 
ist aber das provokatorische Element eine 
Erscheinung, die in gewissen Situationen 
selbst die Sowjets überspielt. Der nicht 
auf kritisches Überdenken von Befehlen 
dabei eines Tages eine schlimme Rolle 
spielen.

HITLERs Arbeitsbuch perfektioniert
Die Machthaber der Zone sind in der 

Erfindung immer neuer Schikanen gegen­
über der ihnen ausgelieferten Bevölke­
rung unübertrefflich. Sie haben eine alte 
nazistische „Errungenschaft" wieder aus­
gekramt, sie bis ins letzte vervollkommnet 
und dann das Ergebnis als Erfüllung von 
„Wünschen und Eingaben vieler Bürger" 
angepriesen. So jedenfalls wird die Aus­
gabe des „neuen Ausweises für Arbeit und 
Sozialversicherung" begründet. Mit dem 
„Willen des Volkes" ließ auch HITLER 
die Einführung des Arbeitsbuches „be­
gründen"; man brauchte sich also nicht 
einmal in geistige Unkosten zu stürzen, 
sondern nur abzuschreiben. Noch lächer­
licher ist der zweite „Grund", der für die 
Einführung dieses neuen Dokuments der 
Arbeits'sklaverei angegeben wird. „Mit 
Recht", so heißt es in einem ADN-Inter- 
view, „wurde von vielen Bürgern bean­
standet, daß nach der Einführung des So­
zialversicherungsausweises jeder Werk­
tätige ständig zwei Dokumente bei sich 
führen mußte". Der Sozialversicherungs­
ausweis besteht bekanntlich seit über zehn 
Jahren — solange dauert es also, bis im 
„Arbeiter- und Bauern-Staat" etwas ge­
ändert wird, was die Bürger „mit Recht 
beanstanden".

In Wahrheit gehen die „Wünsche vieler 
Bürger" in eine ganz andere Richtung: 
Sie fordern nämlich die Aufhebung jener 
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Verordnung vom September 1SJ61, durch 
die die Freizügigkeit des Arbeitsplatzes 
aufgehoben wurde, für die die Gewerk­
schaften seit ihrem Bestehen gekämpft 
haben. Der Zweck des neuen Dokuments 
ist aber das genaue Gegenteil davon: 
es soll die letzten Löcher verstopfen, durch 
die die Arbeiter der Zone der organi­
sierten Arbeitssklaverei entschlüpfen 
konnten.

Der Ausweis soll in drei Klassen aus- 
gegeben werden: Klasse 1 für Arbeitende 
vom Minister bis zum Landarbeiter, 
Klasse 2 für Rentner, Klasse 3 für Haus­
frauen und Kinder. In dieses Dokument 
'soll „lückenlos" eingetragen werden: 
Berufsausbildung, Arbeitsplatzwechsel. 
Krankheit, Überstunden, Urlaubstage, Ver­
dienst, „Bummeltage", und schließlich soll 
es „einen umfassenden Überblick über 
die aktive Teilnahme der Werktätigen 
am gesellschaftlichen Produktionsprozeß" 
vermitteln. In dem neuen Dokument wer­
den also die Zensuren über jede „Aufbau- 
schicht“,jede „freiwillige" Überstunde und 
und die Teilnahme an den von der SED 
veranstalteten politischen Schulungs­
kursen enthalten sein. Da das Dokument 
auch für Rentner, Hausfrauen und Kinder 
ausgegeben wird, ist es klar, daß die 
Machthaber der Zone damit ein wirksames 

Mittel in die Hand bekommen, auch diese 
Schichten noch stärker als bisher zur Auf­
nahme regelrechter Arbeitsverhältnisse 
oder zu unbezahlter „freiwilliger" Arbeit 
zu zwingen.

Nach offiziellen Erklärungen muß jeder 
Werktätige das Dokument „ständig bei 
sich führen". Das deutet darauf hin, daß 
es nicht nur gegenüber der Volkspolizei 
als Ausweis dienen soll, sondern eines 
Tages bei einer weiteren Verschlechterung 
der Ernährungsverhältnisse die Grund­
lage für eine 3-Klassen-Versorgung bilden 
könnte.

Nachruf!
Am 19. Februar 1963 verstarb nach 
langer, schwerer Krankheit unser 
Kamerad

Max Ludwig
Bezirk Tempelhof

geb. 3. Dezember 1902 
Mitglied seitdem 1. Juni 1952.

Wir werden sein Andenken 
in Ehren halten.
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